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ANFRAGEBEANTWORTUNG 

betreffend die schriftliche Anfrage der Abg. 

Anschober und Freunde/innen, vom 11.03.1992. 

Zl. 2595/J-NR/1992 "D:pitalisierUng des 

österreichischen Telefonsystems" 

Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten: 

Zu Frage 1: 

,35S1IAB 

1992 ... 05- 06 
zu e2SSS-/J 

"Welche Gesamtinvestitionen wurden bislang in den Bereich 
Volldigitalisierung des österreichischen Telefonnetzes getä­
tigt? 
Welche Schwerpunktschritte wurden damit in welchem Zeitraum, 
mit welchem Finanzierungsvolumen jeweils ermöglicht? 

Die ersten beiden Vermittlungsstellen in Digitaltechnik wurden 

im Jänner 1986 in Wien in Betrieb genommen. 

Die Post- und Telegraphenverwaltung (PTV) hat bis heute fUr 

die digitale Amtstechnik rund 12 Mrd. S ausgegeben. Die Digi­

talisierung des österreichischen Telefonnetzes erfolgte primär 

in Gebieten mit starkem Fernsprechverkehr und dort, wo ein 

vermehrter Teilnehmerzuwachs aUftrat. 

Zu den Fragen 2. 3 und 4; 
"Welche weiteren Ausbauetappen sind mit welchem Zeithorizont 
und Finanzierungsvolumen geplant? 

Welche Gesamtinvestitionen werden bis zum Vollausbau notwendig 
sein ? 

Bis zu welchem Zeitpunkt wird nach Planung der Post der Voll­
ausbau abgeschlossen sein "Z" 
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Die flächendeckende Digitalisierung des österreichischen Tele­

fonnetzes wird um das Jahr 2000 erreicht sein: dabei ist mit 

einem weiteren Finanzierungsvolumen von ca. 37 Mrd. S zu rech­

nen. 

Zu Frage 5: 
"Aus welchen Budgetbereichen erfolgt die Finanzierung? 
Teilweise aus Rlicklagen oder auf Kreditbasis?" 

Die Finanzierung erfolgt aus dem ordentlichen Budget und der 

FMIG-Zwischenfinanzierung. 

Zu den Fragen 6. 7 und 8: 
"Existieren Berechnungen, welche Belastungen etwa in Form von 
Tariferhöhungen fUr den einzelnen Postkunden durch die Digita­
lisierung folgen werden ? 
Kann der Minister Tariferhöhungen als Folge dieser Digitali­
sierung ausschließen? 

Liegen dem Ministerium Wirtschaftlichkeitsberechnungen Uber 
die ökonomische Sinnhaftigkeit des Projektes vor ? 
Wenn ja, mit welchem Inhalt? 
Wenn nein. warum wurden diese nicht in Auftrag gegeben? 

Wie begrUndet der Minister die Notwendigkeit und Vertretbar­
keit des Projektes 1" 

Mitte der siebziger Jahre zeichnete sich ab, daß die analoge 

Fernsprechvermittlungstechnik durch die digitale Technik abge­

löst wird. Dadurch wird eine innigere Verschmelzung zwischen 

der seinerzeit bereits eingeführten digitalen Ubertragungs­

technik und der Vermittlungstechnik erzielt. Als wesentliche 

Vorteile sind in Verbindung mit der zentralen software 

gesteuerten Logik die zentrale Betriebsführung und eine auto­

mationsgerechte Fertigung anzusehen. Diese Vorteile wurden und 

werden auch kUnftig dem Kunden durch die immer wieder einge­

tretenen GebUhrensenkungen weitergegeben. Die Notwendigkeit 

und Richtigkeit der seinerzeitigen Entscheidung, auf Digital-
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technik umzustellen, ist durch die dadurch erm~glichte ratio­

nellere Betriebsführung und ~urch die 1m Vergleich mit analo­

ger Vermittlungstechnik billigeren Einstandspreise der Digi­

taltechnik augenscheinlich. Anders ausgedrückt läßt sich sa­

gen, daß durch den weltweit zu beobachtenden Umstieg auf Digi­

taltechnik überhaupt erst die Voraussetzungen geschaffen wer­

den, das in Zukunft noch steigende Telekommunikationsaufkommen 

in einer wirtschaftlich vertretbaren Form zu bewältigen. 

Zu Frage 9: 
"Hat der Minister in diesem Zusammenhang Datenschutzbedenken?" 

Im Hinblick auf die durch das Datenschutzgesetz vorgesehenen 

und von der PTV getroffenen Maßnahmen bestehen keine Daten­

schutzbedenken. 

Zu Frage 10: 
"Welche Schlüsse hat der Minister aus der intensiven Daten­
schutzdiskussion der Niederlande gezogen?" 

Uber die diesbezügliche Datenschutzdiskussion in den Nieder­

landen sind der PTV bisher trotz Befassung der niederländi­

schen PTT Telecom und der niederländischen Botschaft in Wien 

keine konkreten Informationen zugekommen. Auch seitens der 

österreichischen Datenschutzkommission wurden bezüglich einer 

derartigen Auseinandersetzung in d~n Niederlanden keinerlei 

Hinweise gegeben. Da die gegenständliche Problematik aber be­

reits in internationalen Gremien erörtert wird. erscheint es 

derzeit auch nicht zielflihrend, aufgrund der Diskussion in 

einern einzelnen europäischen Staat Schlüsse für österreich zu 

ziehen. 

Die internationale Entwicklung auf diesem Gebiet, wie sie ins­

besondere durch die Vorarbeiten des Europarates zu einer Emp­

fehlung über den "Schutz personenbezogener Daten im Bereich 

der Telekommunikationsdienste mit besonderer Berücksichtigung 
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der Telefondienste" zum Ausdruck kommt, wird aufmerksam ver­

folgt. Diese Empfehlung wurde noch nicht verabschiedet, soll 

aber die europäische Datenschutzkonvention. die von österreich 

bereits ratifiziert wurde, sektoreIl konkretisieren. Sollten 

aufgrund einer derartigen Empfehlung weitere Maßnahmen erfor­

derlich sein, werden diese unverzliglich in Angriff genommen. 

Zu Frage 11: 
"Kritiker beflirchten eine erleichterte Abhörbarkeit von 
fonen durch die VOlldigitalisierung. Teilt der Min~ster 
Bedenken, sieht er Gefahren und wenn ja, wie sollen 
hintangehalten werden'?" 

Tele­
diese 
diese 

Durch die Einflihrung 

sterns OES hat sich 

des österreichischen digitalen Telefonsy­

die Abhörsicherheit des Netzes sogar ver-

bessert. Die Digitalisierung der Sprache und die Rechnersteue­

rung erschweren das Abhören im OES im Vergleich zu anaiogen 

Wähl systemen wesentlich, da hiezu eingehendes Spezialwissen 

notwendi~ wäre. Glasfaserkabel, die im OES verstärkt zur An­

wendung kommen, gelten als absolut abhörsicher. 

Die Einrichtung einer Uberwachung (aufgrund richterlichen Auf­

trages gern. § 149a Strafprozeßordnung, StPO) ist ähnlich auf­

wendig wie in den konventionellen Wählsystemen. 

Zu Frage 12: 
"Durch diesen Ausbauschritt werden auch Telefongspräche von 
der Post langfristig nachvollziehbar sein. Welche Datenschutz­
schritte wird die Post diesbezüglich als Sicherung realisie­
ren'?" 

Die für den Aufbau und flir die Vergebührung einer Telefonver­

b~ndung relevanten Daten (nicht jedoch die Gespräche selbst) 

werden nur solange gespeichert, als der Teilnehmer Einspruch 

gegen eine Geblihrenvorschreibung erheben kann oder bis das 

Verfahren, das aufgrund eines erhobenen Einspruches in Gang 

gesetzt wurde, abgeschlossen ist. Danach werden die Daten ge­

löscht. 
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Die Weitergabe der einer Fernmeldegeblihrenrechnung zugrunde 

liegenden Daten erfolgt nur an den Teilnehmer und zwar 

- im Einspruchsfall 

oder wenn der Teilnehmer eine detaillierte Auflistung seiner 

Gespräche wlinscht (Zusatzdienst "Rufdatenerfassung"). Orts­

gespräche werden nur summarisch ausgewiesen; bei Ferngesprä­

chen ist nur das Ortsnetz, in das gerufen wurde, erkennbar 

und nicht die gesamte Fernsprechnummer des gerufenen Teil­

nehmers, da diese verkli~zt angegeben wird. 

Lediglich im Falle der gerichtlichen Anordnung der Überwachung 

eines Fernmeldeverkehrs (gemäß § 149a Strafprozeßordnung) er­

folgt eine Weitergabe von Gesprächsdaten an die betreffenden 

Sicherheitsdienststellen. 

Zu Frage 13: 
"Plant der Minister eine Befassung des Datenschutzbeirates mit 
der Gesamtcausa? 
Wenn ja, wann? 
Wenn nein, warum nicht?" 

Von der PTV werden vor bzw. bei der Aufnahme der automations­

unterstlitzten Verarbeitung personenbezogener Daten bzw. bei 

der Ubermittlung derartiger Daten alle gemäß Datenschutzgesetz 

erforderlichen Maßnahmen getroffen. In den gesetzlich vorgese­

henen Fällen wird auch die Datenschutzkommission befaßt. Eine 

darliber hinausgehende Befassung des Datenschutzbeirates ist 

daher derzeit nicht erforderlicho Sollte die weitere Entwick­

lung (insbesondere auf internationalem Gebiet) dies notwendig 

machen, wird das Einvernehmen mit diesem Organ hergestellt 

werden. 

1-

Zu Frage 14: 
"Wieviele österreichische Telefone werden derzeit von der 
Staatspolizei und den Heeresdiensten liberwacht? 
Welche Genehmigungs~chritte sind daflir erforderlich? 
Wird diese Uberwachungstätigkeit nach Meinung des Ministers in 
Hinkunft durch die Digitalisierung erschwert oder erleichtert? 
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Welche technischen Erleichterungen fUr eine allfällige über­
wachung ergeben sich durch die Digitalisierung'?" 

Am 30. März 1992 wurden Uber Auftrag von Gerichten (gemäß § 

149a Strafprozeßordnung) insgesamt 53 TelefonanschlUsse Uber­

wacht. 

Anbringen des Heeresdienstes auf überwachung des Telefonver­

kehrs wurden bzw. werden aufgrund der gegebenen Rechtslage 

seitens der Fernmeldebehbörde nicht akzeptiert. 

Telefonüberwachungen werden ausschließlich aufgrund eines Ge­

richtsbeschlusses (von der Ratskammer, bei Gefahr im Verzug 

vom Untersuchungsrichter) durchgeführt. Der jeweilige Ge­

richtsbeschluß wird der mit der Überwachung betrauten Dienst­

stelle der PTV von den vom Gericht beauftragten Sicherheits­

behörden vorgelegt. Innerhalb der PTV erfolgt die Auftragser­

teilung zur Durchführung der erforderlichen Maßnahmen nach 

einem festgelegten und nachvollziehbaren Verfahren. 

Diese überwachungstätigkeit wird durch die Digitalisierung 

nicht wesentlich erleichtert. Hinsichtlich der Aufzeichnung 

der Gespräche selbst tritt keine Xnderung ein. 

Zu Frage 15: 
"Wer mit wem in diesem Land telefoniert, wird nach der Voll­
digitalisierung langfristig nachvollziehbar sein. Welche kon­
kreten Datenschutzschritte wurde der Post in diesem Sinn auf­
erlegt,?" 

Wie bereits zu Frage 12 ausgeführt, wird auch nach der Voll­

digitalisierung nicht langfristig nachvollziehbar sein, wer 

mit wem in österreich telefoniert hat. 

Seit dem Inkrafttreten des Datenschutzgesetzes werden von der 

PTV vor bzw. bei der Aufnahme einer Datenverarbeitung alle 

aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen erforderlichen Daten­

schutzmaßnahmen getroffen. Insbesond~re erfolgt eine Meldung 

beim Datenverarbeitungsregister sowie die Erlassung von Be-

2551/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)6 von 7

www.parlament.gv.at



- 7 -

triebsordnungen bzw. von Datensicherheitsvorschriften. Uber­

mittlungen von Daten werden nur soweit durchgefUhrt als diese 

gemäß § 7 des Datenschutzgesetzes zulässig sind. In den ge­

setzlich vorgesehenen Fällen wird auch die Datenschutz­

kommission befaßto 

. Wien, .,am 4, Mai 1992 

Der Bundesminister 
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